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kam vor einem Jahr zustande. Heftig war die Reak^ 
tion der öffentlidien Meinung, in der die Verfassungs- 
. reditler die Führung in die Hand nahm en und die Eid­
genössische, Preisbildungskommission unter der Lei­
tung des bekannten Professor Fritz Marbach ebenfalls 
ernste Bedenken anmeldete. Sollten dodi die sog. 
öffentlidien Submissionsordnungen (Regelung von 
Bauaufträgen durch Bund, Kantone und Gemeinden) 
in den Dienst der N ahverkehrsordnung gestellt w er­
den. So sdiwebt die neue Ordnung vorerst in der Luft 
und zeigt, daß man um eine gesetzlidie Regelung nicht 
herumkommen wird.

DIE GEMEINWIRTSCHAFTLICHE LEISTUNG 
Eine weitere, 1949 vom Eidgenössisdien Post- und 
Eisenbahndepartement berufene Kommission für die 
Koordinierung des Verkehrs hat im April 1954 ihre 
Arbeit abgeschlossen. Auf Wunsch von Bundesrat 
Esdier besdiränkte sich der Bericht auf die großen 
Linien eines Verkehrskonzepts, was allgemein ent­
täuscht hat, weil, wie die Neue Zürcher Zeitung be­
merkt, „nur längst bekannte allgemeine Voraus­
setzungen behandelt werden." Die Kommission mußte 
anerkennen, daß die gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
des öffentlichen V erkehrs; Betriebspflidit, Beförde­
rungspflicht, Fahrplanpflicht, Tarifpflidit sich jeden­
falls nur in einzelnen Positionen abbauen lassen. Es 
wird empfohlen, die W ettbewerbsbedingungen des 
privaten Verkehrs einigermaßen an die des öffent- 
lidien Straßenverkehrs anzugleidien, also etwa in 
arbeitsreditlicher und haftpflichtrechtlicher Beziehung. 
Soweit dann das Gleichgewicht zwischen öffentlichem 
und privatem  V erkehr noch nicht voll hergestellt 
wird, sollten die Bahnen teilw eise für ihre bahnfrem­
den Leistungen entsdiädigt werden.
Mit dieser Frage der „Abgeltung" gemeinwirtschaft- 
lidier Leistungen befaßt sich der Bundesrat schon seit 
drei Jahren, und es verlautet aus dem Bundeshaus, 
daß dem Parlam ent nodi in diesem Jah r ein Bericht 
zugehen wird. Außerdem liegen zwei Gutachten über 
die finanzielle Gleichbehandlung der Verkehrsm ittel

durdi den Staat vor, eines, das . ein Prpfessorenkolle- 
glum vor fünf Jahren  erstattet hat, das zweite, das 
von einem Ausschuß der Koordinierungskommission 
stammt. Beide werden erst veröffentlicht, wenn der 
Beridit des Delegierten für W irtsdiaftsfragen des Post- 
und Eisenbahndepartements, Prof. Meyer, fertig vor­
liegt. W ie verm utet wird, soll Übereinstimmung dar­
über bestehen, daß bei den bisherigen Abgaben die 
sdiw eren W agen ihren Anteil an den Straßenkosten 
n id it decken.
W ird nun ein neues Eisenbahngesetz den A nsatzpunkt 
zur gesetzlichen Koordinierung von Schiene und 
Straße bieten können, so ist darüber nicht aus dem 
Auge zu verlieren, daß die Koordinierung der Straßen­
baupolitik in eidgenössischer Hand im Vordergrund 
des öffentlichen Interesses steht. Die Kantone haben 
einen Teil ihrer Souveränität an den Bund zu über­
tragen, sid i seiner Aufsicht und W eisung stärker als 
bisher zu unterwerfen. Eine Modernisieruiig des 
Straßennetzes bedeutet auf alle Fälle eine weitere 
Gewichtsverlagerung von der Schiene auf die Straße. 
A udi für das M ilitärdepartem ent wird die M otorisie­
rung des Heeres immer wichtiger, und es baut seih 
Subventionssystem im Frieden für private M otorfahr­
zeuge aus, die ihm im Ernstfall zur Verfügung stehen. 
Fahrzeug-Miliz wird das System genannt, das in ge­
wissem Umfang den freien W ettbewerb einschränkt. 
Denn das M ilitärdepartem ent ist daran interessiert, 
mit möglidist wenig Fabrikmarken zu tun zu haben, 
um Ersatz und Reparaturen nicht zu komplizieren.
Die Referendumsdemokratie, das zeigt das Beispiel 
Sdiiene—Straße, w irkt als Bremsklotz und zwingt zur 
Geduld, w ie sie vielleicht nur der Schweizer aufbringt. 
Er will nicht an der Spitze des Fortschritts marschieren 
und rühmt sich dessen. Er läßt den anderen den Vor­
tritt, macht sich ihre Belehrungen zu eigen und bemüht 
sidi dann um eine Lösung, die als „Sdiweizer Lösung" 
Bestand haben soll. W ie sie für das Problem Sdiiene— 
Straße einmal aussehen wird, weiß noch niemand. 
Irgendwo wird sie zwischen öffentlich-rechtlicher und 
privatrechtlicher Ordnung liegen.

Die wirtschaftlichen Lasten des österreichischen Staatsvertrages

D ie Paraphierung des österreichischen S taatsver­
trages am 15. Mai 1955 hat in W ien eine Stim­

mung des Optimismus gesdiaffea. Die ö ste rre id ier sind 
sidi natürlidi im klaren, daß der Absdiluß des Staats­
vertrages nicht eine Konsequenz ihres eigenen Han­
delns, sondern die Folge einer Änderung der weltpo- 
litisdien Lage oder zumindest eines geänderten Stand­
punktes der Sowjetunion darstellt.
Der laute Jubel täusdit jedoch in W ien keinen über die 
Kehrseite hinweg, nämlich die sid i aus dem V ertrag 
ergebenden w irtsdiaftlidien Lasten, die das Land in 
den kommenden Jahren vor nicht leidite Probleme 
stellen werden. Sidier ist der S taatsvertrag kein wirt- 
sdiaftlidies Rechenexempel, und die wiedergewonnene 
Freiheit bedeutet für ö ste rre id i viel zu viel, als daß

man nicht bereit wäre, aud i eine gewiditigere w irt­
schaftliche Bürde dafür zu übernehmen. Dazu kommt, 
daß die Änderung der Haltung der Sowjetunion nicht 
nur den Abschluß des V ertrages a ls  solchen ermög­
lichte, ¡sondern darüber hinaus auch weitgehende 
Konzessionen mit sid i bradite, die eine wesentlidie 
V erbesserung gegenüber dem ursprünglidien V ertrags­
w erk darstellen.

ERDÖLFÖRDERUNG 
Seinerzeit hat m an des öfteren als Grund für die Ableh­
nung bzw. die Hinauszögerung des Absdilusses durch die 
Sowjetunion angeführt, daß die Zistersdorfer Ölquellen, 
über die die sowjetische Besatzungsmacht verfügt, ein 
n id it unbedeutendes Aktivum  im kalten Krieg dar­
stellen, dessen man sidi nur ungern begeben würde. Der
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ursprünglidie S taatsvertrag sah audi vor, daß die So­
wjetunion 30 Jahre lang Konzessionen auf Erdölfelder 
erhält, die eo*/» der Förderung ö ste rre id is  im Jahre 
1947 (damals 900000 t) entspredien. Ferner sollten ihr 
Konzessionen auf 60 “/a aller in O stösterreidi gelegenen 
Sdiürfgebiete, die deutsdies Eigentum waren, mit der 
Bereditigung zugesprodien werden, adit Jahre hin- 
durdi Sdiürfarbeiten durdizuführen und w eitere 25 
Jahre lang ö l  zu fördern; sdiließlidi sollte die Sowjet­
union fünf Raffinerien erhalten. Diese Ansprüdie 
sind nun entsdieidend gemildert worden. Bevor jedodi 
auf die neuen Vertragsbestim mungen eingegangen 
wird, sei ein  kurzer überb lid i über die Entwidilung 
der österreidiisdien Erdölwirtsdiaft gegeben.
Die geologisdie Besdiaffenheit und das seit etwa 100 
Jahren bekannte A uftreten von Erdgasen an  mehreren 
O rten D sterreidis begründete bereits vor einigen Jah r­
zehnten die Hoffnungen, daß man audi in öste rre id i 
Erdöl fördern könne. Im Jahre 1927 gründete der deut­
sdie Tiefbauexperte Anton Raky die Gewerksdiaft 
„Raky-Danubia", d ie  im August 1930 im Zistersdorfer 
Gebiet in einer Tiefe von 849 m zum erstenm al Ol 
fand. Das gleidie Unternehmen fand audi zum zweiten­
mal bei Gösting in N iederösterreidi in einer Tiefe von 
785 m ö l. Durdi diese Funde waren die großen Öl­
konzerne auf Ö sterreidi aufmerksam geworden, und 
ihre österreidiisdien Toditerunternehmungen, nämlidi 
die „Shell-Floridsdorfer“ und die „Vacuum Oil Com­
pany" erw arben einen großen Teil des im nördlidien 
W iener Bedien gelegenen Freisdiürfbesitzes der Ge­
w erksdiaft Raky-Danubia.
Erst 1935 begann aber in Österreich die systematische 
Erschließung der Erdölfelder, und man erreichte in 
diesem Jahr eine Produktion von 6 600 t. Bis zum 
Jahre  1938 stieg diese auf 56 000 t  an. Durch den An­
schluß an das Deutsche Reich und im Laufe des zwei­
ten W eltkriegs erfuhr die Ölgewinnung einen groß­
zügigen Ausbau, den vor allem deutsche Firmen vor­
antrieben. Die rechtliche Grundlage dafür bildete das 
deutsche Bitumengesetz, nach dem das Recht zur Erdöl­
gewinnung dem Staat Vorbehalten blieb, der jedoch 
Konzessionen verleihen kann. Die bestehenden Frei- 
schürfrechte wurden ab 31. Ju li 1940 für erloschen er­
klärt, und es erfolgte eine Neuverteilung der erdöl­
höffigen Gebiete. Auf Grund von Konzessionen er­
hielten daim eine Reihe deutscher Erdölfirmen und neu 
gegründete Gesellschaflen Rechte auf das öster­
reichische Erdöl.
Nach Kriegsende wurde die gesamte Erdölwirtschaft 
Österreichs, deren  Produktionsstätten und Anlagen 
ganz überwiegend in Niederösterreich, der russischen 
Besatzungszone, lagen, auf Grund der Potsdamer Be­
schlüsse von den Russen beschlagnahmt und der „So­
wjetischen M ineralölverw altung“ (SMV) unterstellt.

Entwicklung der Erdölförderung 
(in  t)

Jah r M enge Jah r M enge

1935 6 600 1951 2 200 000*)
1938 56 000 1952 2 700 000 ')
1944 1 200 000 1953 3 200 000 >)
1947 900 000 *) 1954 3 400 000 *)
1950 1 500 000 »)

Sdiätzungen.
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Die Erdölproduktion sank  anfänglich unter den im 
Krieg erreichten Höchststand, stieg jedoch später durch 
die Erschließung neuer ergiebiger Felder sehr rasch. 
An diesen Produktionsmengen sind außer der SMV 
noch 3 Privatgesellschaften beteiligt, deren Gesamt­
produktion jedoch nicht m ehr als 6 — 7"/» der oben 
angeführten Mengen beträgt. Sie befinden sich zum 
überwiegenden Teil im Besitz der großen westlichen 
Ölkonzerne und wurden verpflichtet, das von ihnen 
geförderte Rohöl an  die SMV zu liefern, die die weitere 
V erteilung vornimmt. Auf Grund von Schätzimgen 
w ird angenommen, daß bisher etwa die Hälfte des in 
Österreich geförderten Rohöls in unverändertem  Zu­
stand exportiert wurde, die andere Hälfte wurde von 
der SMV den Raffinerien zur V erarbeitung überlassen.

ERDÖLRAFHNERIEN 
Noch bevor in Österreich selbst ö l  gefördert wurde, 
bestanden in Niederösterreich einige Erdölraffinerien, 
die zur V erarbeitung galizischen Öls bestimmt waren. 
Sie w urden 1930' unter staatlichem Schutz mit einem 
Investitionsaufwand von rund 120 Mill. Schillingen 
(Vorkriegswährunig) ausgebaut. Anstelle galizischen 
Rohöls w urde nun ö l  rumänischer Provenienz ver­
arbeitet. Neben österreichischen und rumänischen Ge­
sellschaften beteiligten sich auch die großen westlichen 
Ölkonzerne an  dem Ausbau der österreichischen Raffi­
nerien und erwarben Eigentumsrecht an ihnen. Nach 
1938 w urden eine Reihe neuer Raffinerien gebaut, die 
von deutschen Erdölgesellschaften gegründet wurden 
und nach dem zweiten W eltkrieg ebenso wie die Öl­
felder unter den Begriff des deutschen Eigentums 
fielen.
Seit 1945 erfolgte die Verarbeitung des in Österreich 
geförderten Rohöls in  7 Raffinerien, die sämtlich in 
Niederösterreich liegen. Davon stehen 5 unter sow je­
tischer Kontrolle, eine gehört der Shell, die andere 
der Socony Vacuum. Die jährliche V erarbeitungskapa­
zität dieser Raffinerien wird derzeit auf etw a 1,9 Mill. t 
Rohöl geschätzt. Sie arbeiten größtenteils mit atmo­
sphärischem Betrieb und nach dem Vacuumverfahren. 
Crack-Anlagen sind nur in zwei Raffinerien vorhanden. 
Dieser gesamte Erdölkomplex wird nunmehr Ö ster­
reich zufallen, als Ablösung dafür w ird öste ire ich  der 
Sowjetunion über eine Zeit von 10 Jahren  jährlich 
1 Mill. t Rohöl liefern. Dies würde bedeuten, daß 
Österreich noch genug Erdöl zur Deckung des Eigen­
bedarfs behielte und darüber hinaus noch ein Quantum 
für den Export zur Verfügung hat, allerdings unter 
der Voraussetzung, daß die derzeitige Rekordförderung 
beibehalten w erden kann. M an muß aber höchstwahr­
scheinlich mit einem Rückgang der Produktion rechnen, 
da die bisherigen rücksichtslosen Fördermethoden 
durch schonungsvollere V erfahren zu ersetzen sein 
werden; insbesondere aber w erden bedeutende Inve­
stitionen erforderlich sein, vor allem in den Raffine­
rien. Die Errichtung w eiterer C racianlagen erscheint 
notwendig, da das österreichische Erdöl verhältnis­
mäßig benzinarm ist und unter Anwendung des ther­
mischen V erfahrens nur eine Benzinausbeute von 
10 — 12*/(v erlaubt, der eine unverhältnism äßig große 
Heizölgewinnung gegenübersteht. M it Hilfe des mo­
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dem en katalytisdien Cradcverfahrens könnte die Ben- 
zinausbeute auf 35— 40“/(» gesteigert werden, wozii 
aber Investitionen in Höhe von 500 Mill. S erforder­
lich wären. W eitere Kapitalien w erden notwendig sein, 
um die Bohrtätigkeit in versdiiedenen Teilen ö ste r- 
reidis außerhalb des niederösterreidiisdien Erdöl­
gebietes fortzuführen, wo nadi vorliegenden Anzeidien 
aussiditsreidie Vorkommen verm utet werden.

DIE USIA-BETRIEBE

Eine w eitaus größere Belastung stellt die Ablösung 
dar, die ö ste rre id i für die sogenannten USIA-Betriebe 
leisten muß; das sind jene W erke, die als deutsdies 
Eigentum 1945 von der sow jetisdien Besatzungsmadit 
besdilagnahmt wurden und seither unter sow jetisdier 
Verwaltung standen. Es handelt sidi um  einen 
Komplex von 291 Industriebetrieben und etw a 128 land- 
w irtsdiaftlidien Betrieben. Unter diesen Erzeugungs­
stätten befinden sid i w iditige W erke der Hüttenindu­
strie (z. B. die Böhlerwerke bei Waidhofen, Sdim itthütte 
Krems), der Elektroindustrie (Brown-Boverie, Siemens- 
Sdiudcert, Ariadne, Osram), des M asdiinenbaus (Voith, 
Hofherr & Sdirantz, Teudloff-Vamag, W aagner & Biro, 
W iener Brüdienbaü, W iener Lokomotivenfabrik, Man- 
nesmann-Trauzl, N ibelungenwerk in St. Valentin, Kö­
nig & Bauer in Mödling, Leobersdorfer Maschinenfabrik, 
W iener-N eustädter M asdiinenfabrik), der Eisen- und 
M etallverarbeitung (St. E ^ d y e r , Krupp in  Berndorf, 
Enzesfelder M etallwerke, Kromag in Hirtenberg), der 
diemisdien Industrie (Unilever in Atzgersdorf, Sdiwe- 
felsäureerzeugung der Donaudiemie in  Liesing), der 
Textilindustrie (Vereinigte Glanzstoff werke), der Bau­
industrie (Porr, Negrelli, Union, Philipp Holzmann), 
der G lasindustrie (Stölzle, M oosbrunner Glasfabrik, 
W iener Glashütten A. G.), der Lebensmittelindustrie 
(Oetker, Wolfrum, Zudcerfabrik Bruds), der Leder­
industrie (Stadlauer Lederindustrie, V ereinigte Leder­
fabriken, Franz Sdimitt, Krems-Rehberg) und der 
Kraftfahrzeugindustrie (Austro-Fiat). Der Preis dafür 
beträgt 150 Mill. $, zahlbar in Dollar oder W aren, und 
zwar in  6 Jahresraten  zu je  25 Mül. $. Ferner müssen 
als Ablösung für die Donaudampfsdiiffahrtsgesellsdiaft 
(DDSG) zusätzlidi 2 Mill. $ entrid itet werden. Die 
Summe von 25 Miü. $ jähriid i (650 Mill. öS) m adit 
etwa 4 “/(i des österreidiisdien Exportes im Jahre 1954 
und etwa 3 “/« des ordentlidien Bundeshaushaltes 1955 
aus. Der österreidiisdie Finanzminister glaubt, diese 
Summe ohne Steuererhöhung, aus M itteln des Budgets 
bereitstellen zu können. In der Tat ist der Zeitpunkt 
des Überganges der USIA-Betriebe an  den österreidii­
sdien Staat nidit ungünstig. Die H odikonjunktur wird 
die Eingliederung in die W irtsdiaft zweifellos erleidi- 
tern und die w irtsdiaftlidie Anpassimg weniger 
sdim erzhaft gestalten. A udi hat sich die finanzielle 
Lage des Bundes weitgehend gebessert, und im letzten 
Jahr wurde ein Budgetüberschuß von 500 Mill. S 
erzielt.
Mit der Bezahlung der 25 MilL $ jährlich allein ist es 
nidit abgetan. Es ist allgemein bekannt, daß in den 
USIA-Betrieben beträchtliche Investitionen erforder­
lich sein werden, um diese Unternehmungen einiger­
maßen konkurrenzfähig zu machen. Schätzungen über

ROilflANOEXPORT
Sfaatsunternehmen für Außenhandel

B U K A R E S T  
Piata Rosetti N r.  4

Drahtanschrift: „Romanoexport" 
Fernruf: 4.35.96 —  5.11.85 

¿xfiezUeti:
D iv e rse  B a u m a te r ia lie n , d a ru n te r  P o rtla n d  -  Z em en t, 
G ip ss te in , G ip s ,  M a rm o r, T r a v e rtin , D a d i-  u n d fe u e r ­
fe s te  Z ie g e l ,  g e z o g e n e s  T a fe lg la s ,  Schnürt-, Ornament- 
und D ra h tg la s , G la s w a r e n  in  re ic h e r  A u sw a h l, S e rv ic e , 
M e ta llw a re n  (S tu rm latern en , P etro leu m  -  K o d ila m p e n  
u sw .), e lek tro tech n isch e  A rt ik e l, R a u ch w a re n  u n d Pelz­
k o n fe k tio n , S ch u h w a re n  u n d  L e d e ra r t ik e l, Bürsten  und 
P in se l, V o lk sk u n ste rz e u g n isse  (h an d gestick te  B lu sen , 
T ischtücher u n d G a rn itu re n , F le c h tw o re n , K era m ik , 
P u p p en  in  V o lk strach t, H o lzsch n itzere ien  u n d  so n stig e  
k u n stg ew e rb lic h e  E rz e u g n isse ), G ru b e n -  u n d T a fe lsa lz , 
n a tü rlich e  M in e r a lw ä ss e r  u sw .

R o h m a te r ia lie n  (W o lle , B a u m w o lle , H a rt fa se rn , Z e l l­
w o lle ,  N a tu r-  und K u n stse id e , T e x t ila b fä lle , G a r n e ) , 
R o h h ä u te , G e rb s to ffe .

Vertretung in der Bundesrepublik:

S O R I C E ,  S . A .
Frankfurt a/Main, Grüneburgweg 85

den W ert dieses ganzen Komplexes liegen zwischen 
30 und 70 Mill. $, machen also nicht einmal die Hälfte 
des Ablösungsbetrages aus.
Ungewiß sind die künftigen Eigentumsverhältnisse 
dieser Unternehmen. Durch den S taatsvertrag  wird 
Österreich verpflichtet, keine der ihm als ehemalige 
deutsche Vermögenswerte übertragenen Liegenischaf- 
ten. Rechte und Interessen in das Eigentum deutscher 
juristischer Personen oder — sofern der W ert der 
Liegenschaften, Rechte und Interessen 260000 öS über­
ste ig t— in das Eigentum deutscher natürlicher Perso­
nen zu übertragen. Bundeskanzler Raab erklärte kürz­
lich dazu, daJ3 es verfrüht wäre, schon heute eine 
bindende Erklärung über diese deutschen Sachwerte 
zu geben. „Es wird jedoch versucht werden, mit 
Deutschland zu einer Einigung zu gelangen, die es er­
möglicht, im Rahmen und unter W ahrung des nun­
mehrigen V ertrages die Grundsätze des Rechtes auf 
das Eigentum soweit w ie möglich zur Auswirkung 
kommen zu lassen.“
Innerhalb der Koalition der österreichischen Regie­
rungsparteien bestehen heute Differenzen darüber, ob 
der Komplex: der USIA-Betriebe der Privatwirtschaft 
zugeführt werden soll oder unter staatlicher Verwal­
tung bleiben wird. W ährend die österreichische Volks­
partei für eine möglichst vollständige Privatisierung 
der ehemaligen USIA-Betriebe eintritt (ausgenommen 
jene, die bereits 1946 verstaatlicht wurden, das ist 
zahlenmäßig der geringste, aber größenordnungs­
mäßig der wichtigste Teil desUSIA-Komplexes), schei­
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nen. die Sozialisten einer w eiteren Ausdehnung der 
S taatsw irtsdiaft mehr geneigt zu sein. Sidier ist man 
sich auch bei ihnen darüber im klaren, daß eine Pau- 
sdialübernahm e des ganzen Komplexes in das Eigen­
tum der öffentlicheri Hand unmöglidi und gar nidit 
wünsdienswert ist, n idit zuletzt deshalb, weil es 
als zweifelhaft ersdieinen muß, ob der S taat allein die 
notwendigen, für die Investitionen erforderlidien Kapi­
talien aufbringen kann. A ber aud i der private inlän- 
disdie Kapitalm arkt ist in D sterreidi stark  begrenzt. 
Die Hereinnahme ausländisdien Kapitals wird daher 
erneut und im verstärkten Ausmaß aktuell. W enn man 
audi die Abdedcung der W arenschulden aus außer­
ordentlichen Budgetmitteln zu bewerkstelligen hofft, 
so bleibt nad i wie vor die Frage offen, ob dies nidit 
auf Kosten anderer Investitionen gehen muß, die 
se it längerer Zeit diskutiert werden. Dazu gehören 
z, B. der Bau der Autobahn W ien — Salzburg, die 
Erriditung eines modernen Flughafens in Sdiwediat, 
die weitere Elektrifizierung der Bundesbahnen usw. 
Die knappe Kapitaldedce wird daher in den nädisten 
Jahren  besonders stark  zu spüren sein.

DEVISENBILANZ
Die größten Sorgen jedodi machen die Auswirkungen 
auf die Devisenbilanz. Die österreichische Handels­
bilanz hat sicäi im letzten halben Jahr bedeutend ver- 
sdileditert, und Passivsalden sind in einer Höhe ent­
standen, die audi n id it durdi die Tedit bedeutenden 
Fremdenverkehrseinnahmen ausgeglidien werden kön­
nen. Die Förderung der österreidiisdien Exporte ist 
daher besonders aku t geworden. Der Abzug der Be­
satzungstruppen bringt nun eine weitere empfindlidie 
V ersdilediterung der Zahlungsbilanz mit sidi. Zwar 
sind die bisherigen Zahlungen der Besatzungsmädite, 
insbesondere der Amerikaner, nodi nidit der öffent- 
lidikeit m itgeteilt worden, jedodi bietet der von der 
öste rre id iisd ien  N ationalbank veröffentlichte Posten 
„Eingänge, sonstige Dienstleistungen" einen gewissen 
Anhaltspunkt. Sie Werden in der Höhe von 2,242 Mill. S 
ausgewiesen und dürften hauptsädilidi aus Zahlungen 
der Besatzungsmädite bestehen,

BUNDESHEER
Die Bestimmungen über die Begrenzung der öster­
reidiisdien Streitkräfte auf die ursprünglidi vorge­
sehenen 53 000 Maim sind gefallen. Trotzdem dürfte 
der weggestridiene A rtikel mehr oder w eniger theo-

retisdie Bedeutung haben, insow eit er — als eine 
Souveränitätsbesdiränkung — beseitigt w erden kormte. 
D sterreidi wird sidi in  der nädisten Zukunft keine 
kostspieligen Ausgaben für ein Bundesheer leisten 
können. Insbesondere das kommende Jah r dürfte 
budgetmäßig für das Bundesheer nidit viel bereit­
stellen können. Auf lange Sidit werden natürlid i audi 
hier größere Lasten n id it zu um gehen sein, falls die 
bewaffnete N eutralität kein Sdjlagwort bleiben soll. 
Es ersdieint aber derzeit müßig, sidi über die Aufwen­
dungen auf lange Sidit besonders den Kopf zu zer­
brechen.

AKTIVPOSTEN
Die w irtsdiaftlidi positiven Seiten des Staatsvertrages 
sind vor allem:
1. Dsterreich wird über den Komplex der USIA-Betriebe 
verfügen. Die Steuerleistungen dieser Unternehmen, 
die bisher dem Staate vorenthalten wurden, fließen nun 
w ieder den Staatskassen zu, wenn sie audi anfangs 
nidit sehr beträditlid i sein werden. Die bisher unter 
Umgehung der Zollgesetze aus dem O sten ins Land 
gebraditen W aren, die von den Detailhandelsbetrieben 
der USIA vertrieben wurden, werden nunmehr erfaßt 
werden können.
Der Komplex der USIA-Betriebe kann in die S truktur 
der österreidiisdien W irtsdiaft eingebaut werden.
2. Der Abzug der Besatzung wird zweifellos eine Be^ 
lebung des Frem denverkehrs mit sid i bringen, ins­
besondere im östlidien Teil Dsterreidis, der bisher 
s ta rk  gelitten hat. Erhöhte Frem denverkehrseinnahm en 
können daher erw artet werden. Dazu kommt, daß eine 
beträditlidie Anzahl von Hotels frei werden, die als 
Gästeunterkunft gleidizeitig zur Verfügung stehen.
3. Ein freies D sterreidi ist im w eitaus höheren Maß 
attraktiv  für das dringend benötigte Auslandskapital.
4. Die größte Chance, die D sterreidi nunmehr als 
freies Land besitzt, liegt in der Reaktivierung des O st­
handels. Seiner Gesdiidite und Struktur nadi w ar das 
Land stets ein w iditiger M ittler im Handel zwisdien 
Ost und W est und hat seine eigene Industrie im hohen 
Maße auf den Export nad i dem Osten ausgeriditet. 
W enn es  gelingt, diesen vollkommen darniederliegen­
den W arenaustausdi nur einigermaßen wieder in Gang 
zu setzen (was man derzeit allerdings m it größter 
Skepsis beurteilt), dann können viele sdiw ierige Fragen 
leidit lösbar sein.

Die Entwicklung der ungarischen Industrie
Dr. Läszlö M. V. Taubinger, Arosa

D ie Entwidclung der modernen ungarisdien Indu­
strie ging in drei Phasen vor sich und w ar von 

den w eltpolitisdien Ereignissen stets stark  beeinflußt. 
Die erste Periode begann Ende des vorigen Jahrhun­
derts und dauerte bis 1918, als die Dsterreidi-Unga- 
risdie Monarchie zerfiel und die W irtsdiaftseinheit 
des Donauraumes durdi die Pariser Friedensverträge 
von 1919 zersplittert wurde. Damals b ilde te-sid i in 
Ungarn eine hauptsädilidi landwirtschaftlidie Indu­

strie, die der integrierten W irtsdiaftsstruktur der 
Donaumonardiie entspradi. N ur in der Umgebung von 
Budapest, Miskolc, und in den nördlichen und östlidien 
Grenzgebieten des Landes w ar eine junge Sdiwer- 
industrie im Entstehen, die aber verglidien mit der 
österreidiisdien und böhmisdien ziemlidi unbedeutend 
war. Dagegen stärk te der ungarische Bergbau das 
W irtsdiaftspotential des Habsburgerreiches mit w idi­
tigen Rohstoffen.

350 1955/V I


